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Sowohl auf Bundes- als auch auf Länderebene ist unter bestimmten 
Voraussetzungen die Berufung eines Professors im Beamtenverhältnis 
auf Zeit vorgesehen. Der Beitrag ordnet das Beamtenverhältnis auf 
Zeit in den beamtenrechtlichen Rahmen als Ausnahme vom Lebens­
zeitprinzip ein und beleuchtet die Rechtfertigungsanforderungen  
unter besonderer Berücksichtigung der jüngsten Rechtsprechung des 
BVerfG. Im Wege einer einfachgesetzlichen Analyse werden drei un­
terschiedliche Modelle zur Berufung eines Professors in ein Zeitbeam­
tenverhältnis auf Bundes- und Länderebene ermittelt, die als Grund­
lage für die abschließende verfassungsrechtliche Bewertung dienen.

I. Einleitung

Jedenfalls seit der Entscheidung des BVerfG vom 25.5.2008 1 zur 
Verfassungswidrigkeit der Vergabe von Ämtern mit leitender 
Funktion im Beamtenverhältnis auf Zeit nach § 25b LBG NRW 
a. F. steht das Beamtenverhältnis auf Zeit auf dem verfassungs-
rechtlichen Prüfstand. 2 Auch die Verfassungskonformität der 
Verbeamtung von Professoren 3 auf Zeit wird im Schrifttum seit 
langem diskutiert. 4 Mit Beschluss vom 24.4.2018 5 hat das 
BVerfG die Regelung in § 67 Abs. 2 S. 3 Halbs. 1 des branden
burgischen Hochschulgesetzes, die eine Vergabe des Amtes des 
Hochschulkanzlers im Beamtenverhältnis auf Zeit vorsah, eben-
falls als verfassungswidrig erachtet. Damit hat die Diskussion 
über die verfassungsrechtlichen Grenzen des Beamtenverhält-
nisses auf Zeit nochmals Fahrt aufgenommen. 6 Erste Reaktio-
nen im Schrifttum zur Bewertung der entsprechenden gesetz
lichen Bestimmungen zum Amt des Hochschulkanzlers in den 
übrigen Ländern ließen nicht lange auf sich warten. 7 An einer 
neuerlichen verfassungsrechtlichen Bewertung der Zulässigkeit 
der Ernennung von Professoren im Beamtenverhältnis auf Zeit 
unter Berücksichtigung der jüngsten Rechtsprechung des BVerfG 
und unter Einbeziehung der jeweiligen Besonderheiten auf 
Bundes- und Länderebene fehlt es jedoch bislang. Der Beitrag 
will diese Lücke schließen.

In einem ersten Schritt sollen die verschiedenen Arten des Be-
amtenverhältnisses skizziert werden, um das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit als verfassungsrechtlich gebotenen Regelfall und 
das Beamtenverhältnis auf Zeit als rechtfertigungsbedürftige 
Ausnahme herauszustellen (II.). Sodann werden unter besonde-
rer Berücksichtigung der Rechtsprechung des BVerfG die ver
fassungsrechtlichen Rechtfertigungsvoraussetzungen dargestellt 
(III.). Eine Analyse der Gesetzeslage auf Bundes- und auf Länder
ebene (IV.) dient schließlich als Grundlage der Bewertung des 
Professorenamtes auf Zeit aus verfassungsrechtlicher Sicht (V.). 
Ein kurzes Fazit rundet den Beitrag ab (VI.).

II. Die verschiedenen Arten des Beamten
verhältnisses

Im Folgenden sollen die verschiedenen Arten des Beamten
verhältnisses in groben Zügen dargestellt werden. Dabei wird 
das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als verfassungsrechtlich 
gebotener Regelfall (1.) und das Beamtenverhältnis auf Zeit als 
rechtfertigungsbedürftige Ausnahme charakterisiert (2.).

1. Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als Regel-
fall

Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit war bereits in Art.  129 
Abs.  1 WRV verankert und bildet nach den hergebrachten 
Grundsätzen des Berufsbeamtentums aus Art. 33 Abs. 5 GG den 
Prototyp und Regelfall des Beamtenverhältnisses. Auf Bundes
ebene wird dies einfachgesetzlich in § 6 Abs. 1 S. 2 BBG („Es 
bildet die Regel.“) klargestellt; dieselbe Formulierung findet 
sich auch in § 4 Abs. 1 S. 2 BeamtStG. Der Grundsatz der lebens-
zeitigen Anstellung und Übertragung aller einer Laufbahn zu-
geordneten Ämter ist nicht nur ein Programmsatz oder eine 
Anweisung an den Gesetzgeber, sondern unmittelbar geltendes 
Recht. 8 Die regelmäßig lebenszeitliche Anstellung der Hoheits- 
und Sicherungsaufgaben wahrnehmenden Bediensteten im Be-
amtenverhältnis gehört zum Kernbestand der verfassungsrecht-
lich garantierten Institution des Berufsbeamtentums und der 
geschichtlich gewachsenen und bewährten inneren Organisa
tion der Staatsverwaltung. 9 Der Grund ist darin zu sehen, dass 
das Lebenszeitprinzip die rechtliche und wirtschaftliche Un
abhängigkeit von Beamten gewährleistet und damit als Garant 
für die Wahrung der Legalität der Verwaltung fungiert. 10 Dem 
Schutz des Lebenszeitprinzips unterfällt dabei neben dem 
Grundstatus auch das jeweils übertragene statusrechtliche Amt. 
Gerade die Unentziehbarkeit des statusrechtlichen Amtes sichert 
die bei der Ausübung des übertragenen Amtes im Interesse ih-
rer Bindung an Recht und Gesetz erforderliche Unabhängigkeit 
der Beamten. 11

Das Beamtenrecht ist vor diesem Hintergrund in der Haupt
sache auf die Regelung des Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit 
ausgerichtet. Für den Zugang zum Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit sind mit dem Beamtenverhältnis auf Probe und dem 
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